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Sozialgericht Hannover 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Verkündung wird durch Zustellung ersetzt: 

Zugestellt am: 

S 53 AY 48/18 

Balogh, Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 
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-- Kläger ­ 

Prozessbevollmächtigter: 
zu 1-4: Rechtsanwalt Jan Surig, 
Außer der Schleifmühle 54, 28203 Bremen 



gegen 

Landkreis Diepholz, 
vertreten durch den Landrat, 
Niedersachsenstraße 2, 49356 Diepholz 

- Beklagter ­ 

hat die 53. Kammer des Sozialgerichts Hannover ohne mündliche Verhandlung am 23.05.2022 
durch die Richterin am Sozialgericht Steuer sowie die ehrenamtlichen Richter Hergt und Laske 
für Recht erkannt: 

Der Bescheid vom 17.10.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei­ 
des vom 23.10.2018 und vom 8.11.2018 wird geändert. Der Beklagte wird 
verurteilt, den Klägern Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsge­ 
setz ab dem 17.12.2016 zu gewähren. 

Der Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten der Klä­ 

ger. 

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über den Beginn der Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsge­ 

setz. 

Den Klägern wurde mit Bescheid vom 17.10.2016 für den Zeitraum vom 1 . 11 .2016 bis 

31.12.2016 Leistungen nach§ 3 Asylbewerberleistungsgesetz gewährt. 

Die Kläger sind am 17.09.2015 nach Deutschland eingereist. Sie legten daher Widerspruch 

gegen den Bescheid ein und beanspruchten die Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungs­ 

gesetz (a.F.) ab dem 17.12.2016 .  

Der Beklagte wies den Widerspruch mit gleichlautenden Widerspruchsbescheiden vom 

23 .10.2018 und vom 8 . 11 .2018 zurück. Er führte aus, dass die in § 2 Asylbewerberleistungsge­ 

setz genannte Frist mit dem ersten Tag der Anwesenheit des leistungsberechtigten Personen­ 

kreises in der Bundesrepublik Deutschland beginne. Die Frist ende jedoch gemäß $ 1 A b s .  3  

Asylbewerberleistungsgesetz mit dem Ende des Monats, in dem die Frist ablaufe. 

Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende Klage. Die Kläger führen aus, sie hätten 

unstreitig am 17.12 .2016 die 15-Monats-Frist aus S 2 Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz (a. 

F.) erfüllt. Der Beklagte unterliege einem Rechtsirrtum, wenn er erst ab Beginn des auf das 

Ende der 15-Monats-Frist folgenden Kalendermonats, vorliegend ab 1.1 .2017, die Leistung ge­ 

währe. Für diese faktische Verlängerung der Frist aus § 2 Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz 

fehle es an einer gesetzlichen Grundlage. 
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Die Kläger beantragen, 

den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 17.10.2016 in der Fas­ 

sung des Widerspruchsbescheides vom 23.10.2018 und vom 8.11 .2018 zu 

verpflichten, den Klägern Leistungen nach § 2 Abs. 1 Asylbewerberleistungs­ 

gesetz in Verbindung mit dem SGB XII ab dem 17. 12. 2016 zu gewähren. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er hält an seiner Rechtsauffassung fest und wiederholt und bekräftigt seine Argumentation aus 

den angefochtenen Bescheiden. 

Die Beteiligten haben mit Schriftsätzen vom 16.5.2022 (Kläger) und vom 19.5.2022 ihr Einver­ 

ständnis mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß§ 124 Abs. 

2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erklärt. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge­ 

richts- und Verwaltungsakten Bezug genommen. Dieser war Gegenstand der Kammerbera­ 

tung 

Entscheidungsgründe 

Die Kammer konnte durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß $ 124 Abs. 2 SGG ent­ 

scheiden, da die Beteiligten zuvor schriftlich ihr Einverständnis mit dieser Verfahrensweise er­ 

klärt haben. 

Die Klage ist zulässig und in vollem Umfang begründet. 

Der Beginn der Leistung nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz ergibt sich aus § 2 Asylbewer­ 

berleistungsgesetz in Verbindung mit§ 18 SGB XII. 

Gemäß $ 2 Abs. 1 Satz 1 (a.F.) ist das SGB XII auf diejenigen Leistungsberechtigten entspre­ 

chend anzuwenden, die sich seit 15 Monaten ohne wesentliche Unterbrechung im Bundesge­ 

biet aufhalten und die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst ha­ 

ben. Danach ist auch $ 18 $GB XII entsprechend auf die Leistungsberechtigten, welche An­ 

spruch auf Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz haben, anzuwenden. 
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§ 18 SGB XII regelt den Zeitpunkt des Einsetzens der Sozialhilfe. Gemäß§ 18 Abs. 1 SGB XII 

setzt die Sozialhilfe ein, sobald dem Träger der Sozialhilfe bekannt wird, dass die Vorausset­ 

zungen für die Leistung vorliegen. 

Der Kenntnisnahmegrundsatz nach dem Sozialhilferecht findet daher auch im Asylbewerber­ 

leistungsgesetz Anwendung. 

Entsprechend heißt es in der Begründung des Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleis­ 

tungsgesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes vom 10.12.2014 (Bundestagsdrucksache 

18/2592, Seite 26 ff.): 

„Ein Asylbewerberleistungsrechtverhältnis setzt demnach - ebenso wie ein Sozialrechts­ 

verhältnis - die Kenntnis des zuständigen Leistungsträgers vom Bedarfsfall voraus. Hieraus 

folgt, dass Grundleistungen nach den §§ 3 ff. erbracht werden, sobald dem Leistungsträger 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz- - oder einer von ihm beauftragten Stelle bekannt 

wird, dass die Voraussetzungen für die Leistungen Leistung vorliegen. ( ... ) Durch den Ver­ 

weis auf§ 18 SGB XII wird in § 6b außerdem ein Gleichlauf des Leistungsbeginns für Be­ 

zieher vor Grundleistungen nach §§ 3 ff. und für Bezieher von Leistungen entsprechend 

dem SGB XII sichergestellt. Filr Letztere ordnet § 2 Absatz1 die entsprechende Geltung 

des $ 18 SGB XII an. Gründe, die eine Ungleichbehandlung von Grundleistungsbeziehern 

hinsichtlich des Einsatzes ihrer Leistung rechtfertigen könnten, sind nicht ersichtlich." 

Dem Beklagten war bekannt, dass die Kläger zum streitbefangenen Zeitpunkt, dem 17.12.2016, 

die gemäß§ 2 Asylbewerberleistungsgesetz (a. F.) erforderliche Wartezeit erfüllt haben. 

Somit setzt die Leistung aufgrund der vorhandenen Kenntnis des Beklagten, welche aus der 

Vorbezugszeit der bereits gewährten Grundleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

resultiert, wie von den Klägern begehrt, am 17 .12.2016 ein. 

Die von dem Beklagten herangezogene Vorschrift des§ 1 Abs. 3 Asylbewerberleistungsgesetz 

ist vorliegend unter keinem rechtlichen Aspekt einschlägig. Diese Vorschrift regelt das Ende 

einer Leistung und nicht den Beginn bzw. das Einsetzen der Leistung. Den Beginn der Leistung 

in der vorgenannten Konstellation regelt daher ausschließlich§ 18 SGB XII, mit der Folge, dass 

die Klage in vollem Umfang begründet ist. 

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 193 SGG. 

Rechtsmittelbelehrung 

Dieses Urteil kann nicht mit der Berufung angefochten werden. 
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Die Nichtzulassung der Berufung kann mit der Beschwerde angefochten werden. 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Landessozi­ 
algericht Niedersachsen-Bremen, Georg-Wilhelm-Sir. 1 ,  29223 Celle, oder bei der Zweigstelle 
des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen schriftlich o­ 
der in elektronischer Form oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzu­ 
legen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts ein­ 
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen­ 
schlüsse müssen die Berufung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozial­ 
gerichtsgesetz - SGG). Gleiches gilt für die nach diesem Gesetz vertretungsberechtigten Per­ 
sonen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2SGG zur Verfü­ 
gung steht. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, 
das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gern. § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifi­ 
zierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rah­ 
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERV) in der jeweils gültigen 
Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder (www.justiz.de) können weitere 
Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren 
des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

Die Beschwerde soll das angefochtene Urteil bezeichnen und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass 
die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

das Urteil von einer Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bundessozialge­ 
richts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 
Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht, 

ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend 
gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zu­ 
gelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revi­ 
sion ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Hannover, 
Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover, schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. 
Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen 
den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). Gleiches gilt für die 
nach diesem Gesetz vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg 
nach § 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGG zur Verfügung steht. Die Zustimmung des Gegners ist 
dem Antrag beizufügen. 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so be­ 
ginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Frist für die Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Berufung von neuem, sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der 
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gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt 
war. 

Erfolgt die Zustellung im Ausland, so gilt anstelle aller genannten Monatsfristen eine Frist von 
drei Monaten. 

Steuer 

Beglaubigt 
Hannover, 30.05.2022 

- elektronisch signiert ­ 
Balogh 
Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
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